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Interpellation Rolf Zbinden (PdA): Mit der Revision der Arbeitslosenver-
sicherung in die kommunale Krise?
Entgegnung der PdA Bern auf die Antwort des Gemeinderats, 6.5.2010

Mit seiner ausführlichen Antwort auf die Interpellation bestätigt der Gemeinderat unsere Ein-
schätzung, dass mit der aktuell angestrebten Revision des Bundesgesetzes über die Arbeitslo-
senversicherung Verarmung zunehmen wird: die Verarmung von Menschen ohne Erwerbsarbeit 
– und schliesslich auch tendenziell die Verarmung der Gemeinden, auf welche Menschen und 
Kosten abgeschoben werden sollen. Und an dieser Logik hat sich auch mit der parlamenta-
rischen Bereinigung vom 19. März 2010 grundsätzlich nichts geändert. Wir danken dem Ge-
meinderat für die detaillierte Darstellung der direkten und indirekten Folgen der AVIG-Revision, 
welche in ihrer Summe und ihrer Kombination mit dem Anspruch auf soziale Sicherheit nicht zu 
vereinbaren sind.

Dass die Kürzung von Versicherungsansprüchen und die systematische Entwertung von Be-
rufsarbeit sich in Druck auf die Löhne und in Konkurrenz unter den noch Arbeitenden überset-
zen lässt, muss nicht aus dem Kaffeesatz gelesen werden – es ist erklärtes Ziel einer Unter-
nehmerschaft, welche die Sentimentalitäten einer Sozialen Marktwirtschaft längst entsorgt hat. 
Friss und rentier oder schieb – so tönt es nicht nur bei den Aristokraten aus der fernen Ost-
mark. Diese Sprache des Profits ist international. Und sicher ist  sie nicht geschaffen worden, 
um zuzuhören, zu verstehen, zu diskutieren. Sie kennt nur das Diktat.

Die AVIG-Revision reiht sich aber nicht nur ein in einen generellen Angriff auf die Rechte und 
Lebensbedingungen der Arbeitenden – diese Gesetzesrevision hat es gezielt auch auf die Ge-
meinden abgesehen: Was nämlich vom Gemeinderat als drohende Hypotheken für die Gemein-
den aufgezeigt wird, ist Kalkül! Diese Kollateralschäden der AVIG-Revision für die Gemeinden 
werden sich ihrerseits instrumentalisieren lassen für weitere Angriffe auf Sozialhilfe Beziehen-
de, wie wir sie in dieser Stadt ja schon bestens kennen. Ansteigende Kosten für die Sozialhilfe 
werden die Sozialbehörde unter zusätzlichen Druck setzen, die Sozialarbeit noch stärker zu 
einem Kontrolljob degradieren und „Testarbeitsplätze“ als zeitgemässe Form der Zwangsarbeit 
etablieren helfen.

So weit das Szenario, das sich auf einer von bürgerlichen Politikern vorbereiteten Bühne entfal-
ten soll und entfalten wird, wenn sich keine Gegenmacht entwickeln lässt. Mit dem Referendum 
gegen die AVIG-Revision ist ein politisches Mittel des Widerstands ergriffen worden, dem an-
dere Initiativen in anderen gesellschaftlichen Bereichen folgen werden. Das Referendum ist ein 
wichtiger Schritt zur richtigen Zeit – und wenn der Gemeinderat uns antwortet, er werde „zu ge-
gebener Zeit darüber befinden, ob und wie er sich an einer allfälligen Referendumsabstimmung 
engagieren würde“, dann darf von ihm hier und heute in guten Treuen doch sicher erwartet wer-
den, dass er sich klipp und klar und eindeutig zur Unterstützung des Referendums äussert. Er 
hat in seiner Antwort auf die Interpellation der PdA Bern ausführlich A gesagt – jetzt genügt ein 
knappes B. Erst dann wären wir mit der Beantwortung unserer Interpellation wirklich zufrieden.

Rolf Zbinden, PdA Bern, 6.5.2010


